
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 29.05.2026 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 043/521.12/2026/14 

Vorlage: 043/2026/0044 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Ausschuss für Bauwesen und 
Stadtsanierung Nierstein 

07.07.2026 2 Öff.    

Stadtrat Nierstein 03.09.2026 13.1 Öff.    

 
    

 
Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Silvanerweg; Flur 15, Flurstück 92/8  
Fristende: 21.08.2026 
Errichtung eines Einfamilienhauses mit Garage 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag sowie zu der beantragten Überschreitung 
der maximal zulässigen bergseitigen Traufhöhe um 1,98 m und zu der beantragten Überschrei-
tung der maximal zulässigen Firsthöhe um 0,5 m die Zustimmung gemäß § 36 a BauGB. 
 
 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
 
Im Auftrag  Im Auftrag  
    
    

(Rech)  (Crosland) Stellv.  
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter  
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36a BauGB  
Vorhaben nach § 31 Absatz 3 und § 34 Absatz 3b BauGB sind nur mit Zustimmung der Gemeinde 
zulässig. Die Gemeinde erteilt die Zustimmung, wenn das Vorhaben mit ihren Vorstellungen von 
der städtebaulichen Entwicklung und Ordnung vereinbar ist. Sie kann ihre Zustimmung unter der 
Bedingung erteilen, dass der Vorhabenträger sich verpflichtet, bestimmte städtebauliche Anfor-
derungen einzuhalten. Die Zustimmung der Gemeinde gilt als erteilt, wenn sie nicht binnen drei 
Monaten nach Eingang des Ersuchens der Genehmigungsbehörde verweigert wird. Fristende: 
21.08.2026.  
Die Gemeinde kann der betroffenen Öffentlichkeit vor der Entscheidung über die Zustimmung 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem Antrag innerhalb angemessener Frist geben, höchstens 
jedoch innerhalb eines Monats. In diesem Fall verlängert sich die Entscheidungsfrist um die 
Dauer der Stellungnahmefrist. 
 
• Bauantrag  
Gegenstand des Bauantrages ist die Errichtung eines Einfamilienhauses mit Garage. 
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich des Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit Be-
zeichnung „Rossberg-West – 1. Bauabschnitt“. Der Bebauungsplan leidet zwar unter einem Aus-
fertigungsmangel, wird dessen ungeachtet unverändert angewendet. 
 
• Abweichung (Befreiung) von bauplanungsrechtlichen Festsetzungen   
Gegenstand des Antrags auf Befreiung von planungsrechtlichen Festsetzungen ist die Über-
schreitung der festgesetzten bergseitigen Traufhöhe um 1,98 m von 3,5 m auf 5,48 sowie die 
Überschreitung der maximal zulässigen Firsthöhe um 0,5 m von 7,0 m auf 7,5 m. 
 
Gewünscht ist die Gestaltungsform einer modernen Stadtvilla mit zwei Vollgeschossen mit gera-
der Wand und einem Walmdach. 
Zur Rechtfertigung der gewählten Bauform und der dazu benötigten Befreiungen von den bauord-
nungsrechtlichen Festsetzungen wird auf andere Gebäude mit hoher Traufe im Umfeld des Bau-
grundstücks verwiesen. Eines der Referenzgebäude befindet sich nicht im Geltungsbereich des 
Bebauungsplans, sondern direkt angrenzend. 
 
Gemäß § 31 Abs. 3 BauGB kann mit Zustimmung der Gemeinde im Einzelfall oder in mehreren 
vergleichbaren Fällen von den Festsetzungen des Bebauungsplans zugunsten des Wohnungs-
baus befreit werden, wenn die Befreiung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den 
öffentlichen Belangen vereinbar ist. Die Befreiung nach Satz 1 ist mit öffentlichen Belangen ins-
besondere dann nicht vereinbar, wenn sie aufgrund einer überschlägigen Prüfung voraussichtlich 
zusätzliche erhebliche Umweltauswirkungen hat. 
 
Sofern die Überschreitung der maximal zulässigen hangseitigen Traufhöhe und der maximal zu-
lässigen Firsthöhe seitens der Stadt Nierstein mitgetragen werden, bestehen gegen das Bauvor-
haben keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
 
  
 
 


